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WASSERVERSORGUNGSREGLEMENT

|. ALLGEMEINES

Gemeindeaufgabe

Generelle Wasser-
versorgungsplanung
(GWP)

Erschliessung

Technische
Vorschriften

Artikel 1

! Die Gemeinde, nachfolgend Wasserversorgung genannt, versorgt die
Bevdlkerung, die Gewerbe-, die Industrie- und die Dienstleistungsbe-
triebe mit Trink- und Brauchwasser. Sie sorgt fur eine dauernd der
Lebensmittelgesetzgebung entsprechende Qualitat. Vorbehalten bleibt
Art. 7, Abs. 2 und Art. 9.

2 Gleichzeitig gewébhrleistet sie in ihrem Versorgungsgebiet einen aus-
reichenden Hydrantenldschschutz.

3 Sie erfiillt die ihr zugewiesenen Aufgaben der Trinkwasserversorgung
in Notlagen.

Artikel 2

! Zwecks Festlegung des Umfangs, der Lage, der Ausgestaltung, der
zeitlichen Realisierung und der Kosten der kiinftigen Wasserversor-
gungsanlagen fihrt die Wasserversorgung eine generelle Wasserver-
sorgungsplanung (GWP) durch. Sie ist periodisch, insbesondere an-
lasslich von Ortsplanungsrevisionen, zu aktualisieren.

2 Der Perimeter der GWP umfasst das erschliessungspflichtige Ge-
meindegebiet.

% Die GWP ist beim Aufstellen des Erschliessungsprogrammes zu be-
rticksichtigen.

Artikel 3

! Die Erschliessungspflicht besteht fiir die rechtsgiiltig ausgeschiedenen
Bauzonen sowie die geschlossenen Siedlungsgebiete ausserhalb der
Bauzone.

2 Zudem kann die Wasserversorgung auch in folgenden Fallen die Er-
schliessung mit Wasser vornehmen:

a) bei bestehenden Bauten und Anlagen mit eigener quantitativ oder
qualitativ ungenigender Versorgung.

b) bei neuen, standortgebundenen Bauten und Anlagen, wenn ein
offentliches Interesse besteht.

Artikel 4

! Alle &ffentlichen und privaten Wasserversorgungsanlagen sind nach
den anerkannten Regeln der Technik zu erstellen, zu betreiben, zu
unterhalten und zu erneuern.



Schutzzonen

Pflicht zum
Wasserbezug

Wasserabgabe
a) Allgemeines

b) Technisches

2 Die Leitsatze und Richtlinien der Fachverbande und Fachstellen, ins-
besondere des Schweiz. Vereins des Gas- und Wasserfaches (SVGW),
sind zu beachten.

Artikel 5

! Die Wasserversorgung scheidet zum Schutz ihrer Quell- und Grund-
wasserfassungen die erforderlichen Schutzzonen aus. Das Verfahren
richtet sich nach dem Wasserversorgungsgesetz (WVG).

2 Die Schutzzonen sind im Zonenplan einzutragen.

Artikel 6

! Im Versorgungsgebiet muss, unter Vorbehalt der Artikel 6, Abs. 3 und
7, Abs. 1 das Trink- und das Brauchwasser, soweit es Trinkwasser-
gualitat aufweisen muss, von der &ffentlichen Wasserversorgung
bezogen werden.

2 Keine Bezugspflicht besteht fir Geb&ude, die im Zeitpunkt der Er-
schliessung aus andern Anlagen mit Trinkwasser versorgt werden, das
den Anforderungen der Lebensmittelgesetzgebung entspricht.

% Die Anschlusspflicht unterliegt dem Verhaltnismassigkeitsprinzip. Als
verhéltnismassig gilt, wenn die Kosten fir den Hausanschluss (ohne
Gebltihren) nicht grosser sind als Fr. 2'000.— pro Raumeinheit.

Artikel 7

! Die Wasserversorgung gibt in ihrem Versorgungsgebiet dauernd
Trink- und Brauchwasser in ausreichender Menge und einwandfreier
Qualitat ab. Vorbehalten bleibt Artikel 9.

2 Sie ist aber nicht verpflichtet, einzelnen Wasserbeziiger/innen
grossere Brauchwassermengen abzugeben, wenn dies mit Aufwan-
dungen verbunden ist, die von allen Ubrigen Wasserbeziiger/innen
getragen werden muissen (Art. 14, Abs. 2 WVG).

¥ Wasser kann auch fiir Liegenschaften in anderen Gemeinden abge-
geben werden. Die Abgabe wird durch Wasserlieferungsvertrage zwi-
schen den Versorgungspflichtigen geregelt.

Artikel 8

! Die Wasserversorgung ist nicht verpflichtet, besonderen Komfortan-
forderungen oder technischen Bedingungen (Prozesswasser) Rech-
nung zu tragen (z. B. Harte, Salzgehalt).



Einschrankung der
Wasserabgabe

Verwendung
des Wassers

Geltung des
Reglements

2gje gewadhrleistet einen Betriebsdruck, der so hoch ist, dass

a) das gesamte Versorgungsgebiet, mit Ausnahme einzelner hochge-
legenen Liegenschaften ohne individuelle Druckerhéhungsanlagen,
fur den hauslichen Gebrauch bedient werden kann,

b) der Hydrantenldschschutz nach den Bedingungen der Gebaude-
versicherung gewahrleistet ist.

Artikel 9

! Die Wasserversorgung kann die Wasserabgabe voriibergehend ein-
schranken oder zeitweise unterbrechen

a) bei Wasserknappheit,

b) bei Unterhalts- und Reparaturarbeiten,
c) bei Betriebsstérungen,

d) in Notlagen und im Brandfall.

2\/oraussehbare Einschrankungen oder Unterbriiche werden rechtzeitig
angekundigt.

% Anspriiche auf Entschadigung oder Herabsetzung der Gebiihren
infolge voriibergehender Einschrankung oder Unterbrechung der Was-
serabgabe sind ausgeschlossen.

Artikel 10

! Die Wasserabgabe fiir hausliche Zwecke sowie fiir lebensnotwendige
Betriebe und Anstalten geht andern Verwendungsarten vor, ausser in
Brandfallen.

2 Jede Wasserverschwendung ist zu vermeiden.

Il. DAS VERHALTNIS ZWISCHEN DER WASSERVERSORGUNG
UND DEN WASSERBEZUGER/INNEN

Artikel 11

! Das Verhéltnis zwischen der Wasserversorgung und den Wasserbe-
ziiger/innen wird durch dieses Reglement und den Wassertarif geregelt.

2 Als Wasserbeziiger/innen gelten die Eigentimer/innen oder Bau-
rechtsberechtigten der angeschlossenen Liegenschatft.



Bewilligungspflicht

Pflichten der
Wasserbeziiger/innen
a) Haftung

b) Ableitungsverbot

¢) Handénderung

Ende des Wasser-
bezuges

Artikel 12

! Bewilligungspflichtig sind:

- der Neuanschluss einer Liegenschaft,

- die nachtrégliche Einrichtung von Kuhl- und Klimaanlagen,

- die nachtragliche Erweiterung oder Entfernung von sanitaren
Anlagen,

- die nachtragliche Vergrésserung des umbauten Raumes,
- vorubergehende Wasserbeziige.

% Die Gesuche sind auf dem amtlichen Formular mit allen fiir die Beur-
teilung erforderlichen Unterlagen einzureichen.

% Vor der Erteilung der Bewilligung darf mit den Installationsarbeiten
nicht begonnen werden.

Artikel 13

Die Wasserbezliger/innen haften gegeniiber der Wasserversorgung fir
jeden Schaden, den sie ihr durch vorsétzliches oder fahrlassiges
widerrechtliches Handeln zufligen. Sie haben auch fur andere
Personen einzustehen, die mit ihrem Einverstandnis die Anlagen
benutzen.

Artikel 14

Ohne Bewilligung der Wasserversorgung darf kein Wasser an Dritte
abgegeben oder abgeleitet werden. Ausgenommen ist die Wasserab-
gabe in Miet- und Pachtverhaltnissen.

Artikel 15

Keine Bestimmungen.

Artikel 16

L' Will ein Wasserbeziiger oder eine Wasserbeziigerin vom gesamten
Wasserbezug zurlicktreten, hat er oder sie dies der Wasserversorgung
3 Monate im voraus schriftlich mitzuteilen.

2 Die Wasserzinspflicht dauert mindestens bis zur Abtrennung des An-
schlusses durch die Wasserversorgung, auch wenn kein Wasser mehr
bezogen wird.

% Der Riickzug gibt dem Wasserbeziiger kein Anrecht auf die Riicker-
stattung der einmaligen Anschlussgebtihr nach Art. 44.



Abtrennung der
Hausanschliisse

Anlagen zur
Wasserverteilung

Offentliche Anlagen

Private Anlagen

Artikel 17

Der Hausanschluss ist auf Kosten der Wasserbezuger/innen vom Lei-
tungsnetz der Wasserversorgung abzutrennen, so dass keine unbe-
nutzten Leitungsabschnitte verbleiben

a) bei endgiltiger Aufgabe des Wasserbezuges,
b) bei Stillstandzeiten von Uber einem Jahr.

[1l. ANLAGEN ZUR WASSERVERTEILUNG
A. Grundsatze

Artikel 18

Der Wasserverteilung dienen folgende Anlagen:

a) die offentlichen Leitungen und die Hydrantenanlagen als 6ffentliche
Anlagen,

b) die Hausanschlussleitungen und die Hausinstallationen als private
Anlagen.

Artikel 19

! Die offentlichen Leitungen umfassen die Haupt- und Versorgungs-
leitungen (Basis- und Detailerschliessung) sowie die Versorgungs-
leitungen ausserhalb der Bauzone (Art. 106 ff BauG).

% Die Hydrantenanlagen werden von der Wasserversorgung nach den
Vorschriften der Gebaudeversicherung erstellt und an die offentlichen
Leitungen angeschlossen.

Artikel 20

! Die Hausanschlussleitungen verbinden die 6ffentliche Leitung mit dem
Gebaude bis zum Wasserzahler.

% Die Leitung zu einer zusammengehérenden Gebaudegruppe gilt als
gemeinsame Hausanschlussleitung, auch wenn das Areal in mehrere
Grundstiicke aufgeteilt ist.

® Hausinstallationen sind alle Leitungen und Einrichtungen im Geb&ude-
innern nach dem Wasserzahler.



Erstellung

Leitungen im
Strassengebiet

Durchleitungsrechte

Schutz der offent-
lichen Leitungen

B. Offentliche Anlagen

1. Leitungen

Artikel 21

! Die Wasserversorgung erstellt die 6ffentlichen Leitungen geméss dem
Erschliessungsprogramm der Gemeinde. Fehlt dieses, bestimmt sie
den Zeitpunkt der Erstellung nach pflichtgemassem Ermessen und im
Einvernehmen mit den anderen Erschliessungstragerschaften.

2 Vorbehalten bleibt die vertragliche Ubernahme der Erschliessung
durch bauwillige Grundeigentimer/innen oder Baurechtsberechtigte
nach Baugesetz (BauG).

Artikel 22

! Die Wasserversorgung ist berechtigt, gegen vollen Schadenersatz
schon vor dem Erwerb des fir den Bau von Strassen ausgeschiedenen
Landes in die kuinftige Strassenflache 6ffentliche Leitungen einzulegen.

2 Die Linienfiihrung ist so zu wéhlen, dass nachtragliche Unterhalts- und
Reparaturarbeiten den Strassenverkehr moglichst wenig behindern. Auf
vorhandene und definitiv festgelegte Leitungen ist Ruicksicht zu
nehmen. Ferner ist darauf zu achten, dass eine Beeintrachtigung der
Wasserqualitat durch Abwasseranlagen ausgeschlossen ist.

3 Das Verfahren richtet sich nach dem WVG.

Artikel 23

! Die Durchleitungsrechte fiir éffentliche Leitungen werden im Verfahren
nach WVG oder mit Dienstbarkeitsvertragen gesichert.

2 Die Durchleitungsrechte firr private Leitungen werden im Verfahren
nach Art. 691 ff ZGB erworben. Sofern das Leitungstrassee im Rahmen
des Verfahrens fir offentliche Leitungen nach Art. 23.1 festgelegt wird,
entfallt das privatrechtliche Verfahren.

% Fir die Durchleitungsrechte werden keine Entschéadigungen geleistet.
Vorbehalten bleiben die Ausrichtung von einmaligen Entschadigungen
fur den durch den Leitungsbau und -betrieb verursachten Schaden so-
wie von Entschadigungen wegen enteignungsahnlichen Eingriffen.

Artikel 24

! Die offentlichen Leitungen sind, soweit keine anderslautenden ver-
traglichen Vereinbarungen vorliegen und sie im offentlich-rechtlichen
Verfahren gesichert wurden, in ihrem Bestand geschtzt.



Abtretung privater
Leitungen

Erstellung,
Kostentragung

Benutzung,
Unterhalt

Mehrkosten

% 1n der Regel ist bei Bauten ein Abstand von 4 Metern gegeniiber der
Leitungsachse einzuhalten. Die Wasserversorgung kann jedoch im
Einzelfall fur die Sicherheit der Leitung einen grésseren Abstand vor-
schreiben.

3j_ Die Unterschreitung des vorgeschriebenen Bauabstandes sowie die
Uberbauung von 6ffentlichen Leitungen bedurfen einer Bewilligung der
Wasserversorgung.

* Im weiteren gelten die jeweiligen Uberbauungsvorschriften.

Artikel 25

Die Wasserversorgung kann im Uberwiegenden offentlichen Interesse
und gegen Abgeltung des Zustandswertes die Abtretung privater Lei-
tungen verlangen, die den technischen Anforderungen gentigen.

2. Hydrantenanlagen und Hydrantenléschschutz

Artikel 26

! Die Wasserversorgung erstellt, bezahlt, unterhédlt und erneuert alle
Hydranten auf den offentlichen Leitungen. Muss sie dafir privaten
Grund in Anspruch nehmen, gilt Artikel 136 BauG. Es wird keine Ent-
schadigung bezahlt. Die WV beriicksichtigt hingegen nach Mdglichkeit
die Standortwiinsche des Grundeigentimers.

2 Jede Wasserentnahme aus Hydranten, ausser zu Loschzwecken, ist
untersagt. Uber Ausnahmen entscheidet die Wasserversorgung.

% Die Hydranten und Schieber sind vor Beschadigung zu schiitzen und
mussen jederzeit zuganglich sein.

* Die Wasserversorgung ist verantwortlich fiir die Betriebsbereitschaft
und die Zuganglichkeit der Hydranten.

Artikel 27

Mehrkosten gegenuber dem ordentlichen Hydrantenléschschutz haben
die Verursachenden zu tragen. Jene kdnnen namentlich durch eine
Mehrdimensionierung von Sprinklerzuleitungen und Hydrantenanlagen
entstehen, soweit solche Anlagen die zonenkonforme Erschliessung
Ubersteigen.



Ubrige
Léschanlagen

Einbau, Kostentragung

Standort

Haftung bei
Beschadigung

Artikel 28

! Die Loschreserven der Reservoire sind standig in gefulltem Zustand
zu halten. Uber ihren Einsatz entscheidet der Feuerwehrkommandant.

2 m Brandfall und fiir Ubungszwecke stehen dem Feuerwehrkomman-
danten alle dem Lé&schschutz dienenden offentlichen Wasserversor-
gungsanlagen unentgeltlich zur Verfigung.

3. Wasserzahler

Artikel 29

! Das Wasser wird nach Verbrauch abgegeben. Der Verbrauch wird
durch den Wasserzahler festgestellt.

% 1n jedes Gebaude wird in der Regel nur ein Wasserzahler eingebaut.
Neben-Wasserzahler kénnen fur die Messung von Wasser eingebaut
werden, das nicht in die Schmutzwasserkanalisation eingeleitet wird
(Stalle, Gartnereien), oder dessen Verwendung Abwasser erzeugt, das
besonders behandelt werden muss.

% In Liegenschaften mit verdichteter Bauweise (Reihen-, Atrium- und
Terrassenhauser) ist fur alle Wasserbeziger/innen ein Wasserzahler
einzubauen, in Liegenschaften im Stockwerkeigentum in der Regel nur
einer.

* Die Wasserzahler werden auf Kosten der Wasserversorgung instal-
liert, unterhalten und ersetzt. Sie bleiben ihr Eigentum.

®>Nebenzéahler werden den Wasserbeziiger/innen gesondert verrechnet.

Artikel 30

! Die Wasserversorgung bestimmt den Standort des Wasserzéhlers
unter Berucksichtigung der Bedurfnisse der Wasserbeziiger/innen. Der
Platz fir den Einbau ist unentgeltlich zur Verfigung zu stellen.

2 Der Wasserzéahler muss frostsicher eingebaut und stets leicht zu-
ganglich sein. Die Leitsatze nach Art. 4.2 sind anzuwenden.

Artikel 31

! Ausser der Wasserversorgung darf niemand am Wasserzahler Ande-
rungen vornehmen oder vornehmen lassen.

2 Die Wasserbeziiger/innen haften fiir Beschadigungen des Wasser-
zahlers durch &ussere Einflisse wie z.B. Frost, Hitze, Schlag, Druck.



Revision, Stérungen

Erstellung, Eigentum

Unterhalt

Méngel

Haftung

Artikel 32

! Die Wasserversorgung revidiert die Wasserzahler periodisch auf ihre
Kosten.

2 Die Wasserbeziiger/innen kénnen jederzeit eine Prifung ihres Was-
serzahlers verlangen. Wird ein Mangel festgestellt, Gbernimmt die
Wasserversorgung die Prufungs- und allfallige Reparaturkosten. Im
anderen Fall hat der Wasserbeziiger die Prufungskosten zu tragen.

% Bei fehlerhafter Zahlerangabe wird fiir die Festsetzung der Ver-
brauchsgebihr auf das Ergebnis des Vorjahres abgestellt. Als fehler-
hafte Angabe gelten Abweichungen von mehr als £ 5% bei 10% Nenn-
belastung des Wasserzahlers.

* Stérungen des Wasserzéhlers sind der Wasserversorgung sofort zu
melden.

C. Private Anlagen

1. Grundséatze

Artikel 33

! Private Anlagen (Hausanschlussleitungen inkl. Absperrschieber und
Hausinstallationen) sind durch die Wasserbezliger/innen erstellen, un-
terhalten und erneuern zu lassen und stehen in deren Eigentum.

2 Die Kosten fiir Anpassungen an privaten Anlagen bei veranderten
Verhéltnissen haben die Wasserbeziiger/innen zu tragen.

Artikel 34

Die privaten Anlagen sind dauernd in gutem und gefahrlosem Zustand
zu halten.

Artikel 35

Mangel an den privaten Anlagen sind durch die Wasserbezlger/innen
auf eigene Kosten innert der von der Wasserversorgung angesetzten
Frist beheben zu lassen. Im Unterlassungsfall kann die Wasserversor-
gung die Behebung auf Kosten der Wasserbeztiger/innen anordnen.

Artikel 36

Die Wasserversorgung Ubernimmt keine Haftung fiir private Anlagen,
auch wenn sie von ihr abgenommen worden sind.



Informations-,
Betretungs- und
Kontrollrecht

Installationsbewilligung

Bewilligung

Durchleitungsrechte

Technische
Bestimmungen

Artikel 37

! Die zustandigen Organe der Wasserversorgung sind befugt, alle zur
Erflllung ihrer Aufgaben erforderlichen Angaben und Unterlagen zu
verlangen, Grundstlicke zu betreten und die Bauten, Anlagen und Ein-
richtungen zu kontrollieren.

2 Der/Die Wasserbeziiger/innen sind verpflichtet, bei den Kontrollarbei-
ten mitzuwirken und diese zu erleichtern.

Artikel 38

! Hausanschlussleitungen und Hausinstallationen diirfen nur von Per-
sonen erstellt oder ausgefuhrt werden, die Uber eine Bewilligung der
Wasserversorgung verfiigen.

2 Voraussetzung fiir die Erteilung einer Bewilligung ist ein entsprechen-
der Berufsausweis und der Ausweis Uber die Haftpflichtversicherung mit
mindestens Fr. 2'000'000.— Deckung.

% Diese Bewilligungen sind kostenlos.

* Wartungsarbeiten bediirfen keiner Bewilligung.

2. Hausanschlussleitungen

Artikel 39

! Die Wasserversorgung bestimmt im Bewilligungsverfahren nach Arti-
kel 12 die Stelle und die Art der Hausanschlussleitungen unter
maoglichster Bertcksichtigung der Wiinsche der Wasserbezilger/innen.

2 Der Erwerb der Durchleitungsrechte fiir Hausanschlussleitungen ist
Sache der Wasserbezliger/innen (siehe Art. 23).

Artikel 40

YIn der Regel ist nur eine Hausanschlussleitung pro Grundstiick zu er-
stellen. Vorbehalten bleibt Artikel 20, Absatz 2.

2 Jede Hausanschlussleitung ist auf Kosten der Wasserbeziiger/innen
gegen die offentliche Leitung mit einem Absperrschieber zu versehen,
der im privaten Eigentum verbleibt.

% Die Wasserleitungen diirfen nicht fiir die Erdung von elektrischen An-
lagen bentzt werden.

* Vor dem Eindecken sind die Hausanschlussleitungen unter Aufsicht
der Wasserversorgung einer Druckprobe zu unterziehen und auf Ko-
sten der Wasserbezuger/innen durch eine von der Wasserversorgung
bezeichnete Person einzumessen.

-10 -



Technische
Bestimmung

Eigenwirtschaftlichkeit

Finanzierung der
Anlagen

Einmalige Abgaben
Anschlussgebiihr

Bemessungsgrundlage

3. Hausinstallationen

Artikel 41

Bei einem statischen Druck von mehr als 5 bar an den Entnahmestellen
muss der Druck reduziert werden. In den Gebieten mit geringem Druck
kann der Druck erhéht werden. Die Druckerh6éhung und
Druckreduktionen sind Sache der einzelnen Grundeigentiimer.
Gruppenmassnahmen sind maglich.

IV. FINANZIELLES

Artikel 42

! Die Aufgabe der Wasserversorgung, einschliesslich der Bereitstellung
des Wassers fur den Hydrantenléschschutz, muss finanziell selbsttra-
gend sein.

% Die Einlagen in die Spezialfinanzierung und die Abschreibungen rich-
ten sich nach dem WVG.

Artikel 43

Die Wasserversorgung finanziert die offentlichen Wasserversorgungs-
anlagen. Es stehen ihr dazu zur Verfigung:

a) Einmalige Abgaben,

b) Jahrliche Gebuhren,

c) Beitrage oder Darlehen des Bundes, des Kantons oder Diritter,
d) Erschliessungsvorschisse.

Artikel 44

! Die Wasserbezuiger/innen haben fiir jeden direkten oder indirekten
Anschluss eine Anschlussgebiihr zu bezahlen.

2 Die Gebiihr wird aufgrund der Raumeinheiten (RE) geméss Anhang Il
berechnet oder mit einem Grundbetrag nach Wasserkonsum ermittelt.
In die Berechnung fallen Wohnraume und gewerblich genutzte Flachen.
Fur Scheunen, Stélle, Remisen, Schuppen und dgl. wird keine
Anschlussgebihr erhoben, sofern diese Raume landwirtschaftlich
genutzt werden und der Gemeinde im Leitungsbau keine wesentlichen
Mehrkosten erwachsen.

-11 -



Distanzklassen

Reduktion bei
fehlendem Léschschutz

Anschluss von Trink-
wasserversorgungs-
gesellschaften

Indexierung

Nachgebiihren

® Der unterschiedlichen Kostenverursachung teilweise Rechnung
tragend, werden die Gebihren nach Anschlussdistanzen gestaffelt,
wobei die effektive Lange der Hausanschlussleitung gem. Art. 20 hievor
berechnet wird.

Distanz Klasse Anschlussgebihr pro RE
0O - 50m I Fr. 835.00
51 - 100 m 1 Fr. 783.00

101 - 200 m 1l Fr. 704.00

Uber 200 m \Y] Fr. 599.00

* Bei abgelegenen, angeschlossenen Liegenschaften, welche im Sinne
von Art. 47 Uber keinen Léschschutz verfligen, wird auf der nach Art. 44
berechneten Gebihr eine Reduktion von 60 % gewahrt. Erfolgt spater
ein Loschschutz, ist der Restbetrag bis zur vollen Gebiihr, analog Art.
47.6, zu bezahlen.

® Sofern die Einspeisung von Gemeindewasser in eine zentrale Anlage
der Trinkwasserversorgungsgesellschaften (Reservoir, etc.) erfolgt und
feststeht, dass dereinst einmal ein Anschluss der Gebaude, welche die
Gesellschaft versorgt, direkt an das Gemeindenetz erfolgt, wird auf die
Erhebung von Anschlussgebihren vorlaufig verzichtet.

Die Gebuhrenerhebung erfolgt spater, anlasslich dem definitiven An-
schluss der Gebaude an das Gemeindenetz. Diese wird dem Haus-
eigentiimer in Rechnung gestellt.

Artikel 45

Als Stichtag der Bezugshtéhe von 100% der Anschlussgebuhr gilt der
01.01.2002. Der Gemeinderat setzt die Bezugshdhe der Anschlussge-
bihr unter Berlcksichtigung des stadtbernischen Baukosten-Indexes
alle 2 Jahre fest. Massgebend ist der jeweilige Indexstand des der Er-
hoéhung vorangehenden 01. April.

Artikel 46
! Fir Nachgebiihren gelten folgende Bestimmungen:

Wenn infolge Neubau, Umbau, Renovation, Zweckanderung, Erweite-
rung usw. eine Vermehrung der Raumeinheiten (Wohn-RE, Raum- und
Grundrissflache) entsteht oder der gewerblich-industrielle Wasserver-
brauch grésser wird, sind entsprechende Nachgebihren zu entrichten.
Bis zu 0,5 RE wird keine Nachgebihr erhoben.

2 Andere bereits bezahlte einmalige Abgaben, wie Grundeigentimer-
und Ldschbeitrage, werden an die Anschlussgebihr angerechnet.

% Im Brandfall oder bei Gebaudeabbruch werden die bisher bezahlten
einmaligen Abgaben angerechnet, wenn innert 5 Jahren mit dem Neu-
bau begonnen wird.

-12 -



Einmalige Léschgebihr

Beitragsklassen

Limitierung

Nacherhebung

Brandfall und Abbruch

Anrechnung bei
Anschluss

Nachgebiihr bei
Anderung der Lésch-
schutzanlage

Artikel 47

! Zur Deckung der Kosten, die aus der Sicherstellung des Lésch-
schutzes durch Erstellung oder Erweiterung von Hydranten oder ande-
ren Loschschutzanlagen entstanden sind, haben die Eigentimer/innen
der durch die Anlagen geschitzten Gebaude eine einmalige
Loschgebiuhr zu entrichten, sofern sie nicht schon eine An-
schlussgebihr nach Art. 44 bezahlt haben.

2 Die Loschgebiihr wird nach dem Gebaudeversicherungswert

berechnet und betragt:

Kat. Artder Anlage Distanz (m) Ansatz e
A Hydrantenanlagen mit
einer Leistung von mind. 1 - 50 10
4 bar bei 1000 I/min. 51 - 200 8
Wasserentnahme 201 - 400 4
B Hydrantenanlagen mit 1 - 50 4
einer Leistung unter 51 - 150 3
4 bar bei 1000 I/min. 151 - 300 2
Wasserentnahme
(Niederdruckanlage)
C Andere Anlagen wie
Feuerweiher, Stauvor-
richtungen, Loschwasser- 1 - 150 2
silos etc., die den Vor- 151 - 300 1

schriften und Bedingungen
der GVB entsprechen

Es gilt die Luftlinie-Distanz zwischen der Wasserentnahmestelle zum
nachstgelegenen Gebaude der Liegenschaft in Meter.

% Die einmalige Loschgebiihr darf 60 % der einmaligen Anschluss-
geblhr gemass Art. 44 nicht Uberschreiten.

* Erhoht sich der Versicherungswert des Gebaudes als Folge wertver-
mehrender Investitionen um wenigstens Fr. 200'000.—, ist auf dem
Mehrwert die Ldschgebiihr ebenfalls zu entrichten.

® Im Brandfall oder bei Gebaudeabbruch werden die bisher bezahlten
einmaligen Abgaben angerechnet, wenn innert 5 Jahren mit dem Neu-
bau begonnen wird.

® Sind beitragspflichtige Gebaude an die 6ffentliche Wasserversorgung
angeschlossen, so werden die einmaligen Léschgebiihren an die in Art.
44 geleisteten oder noch zu leistenden einmaligen Anschlussgebiihren
bis zu deren H6he angerechnet.

" Gelangt ein Gebaude in eine andere Kategorie der Ldschutzanlage
oder erfolgt eine Anderung in der Distanzklasse, so besteht fur diesen
verbesserten Brandschutz eine nachtrégliche Beitragspflicht. Berechnet
wird die Differenz zwischen dem urspringlichen und dem neuen
Ansatz. Betrdge unter Fr. 400.— werden nicht eingefordert.
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Wiederkehrende
Gebuhren

Wassertarif

Reduktion in Gebieten

mit Niederdruck

Bauwasser

Einspeisung in Anlagen
von Wasserversor-
gungsgesellschaften

Erschliessungs-
vorschusse

Falligkeiten

Anschlussgebtihr

Einmalige Léschgebihr

Anschlisse ohne
Bewilligung

Benutzungsgebuhren

Artikel 48

1 Zur Deckung der Betriebskosten, der Einlagen in die Spezial-
finanzierung und der Zinskosten der Wasserversorgung haben die
Wasserbeziger/innen eine jahrliche Grundgebihr sowie eine Ver-
brauchsgebiihr je bezogenem m® Wasser zu bezahlen.

2 Die jahrliche Grundgebiihr sowie die Verbrauchsgebiihr je m3
Wasserbezug werden jahrlich anlasslich der Beratung des Voran-
schlages durch die Gemeindeversammlung festgesetzt.

% In Gebieten mit einem Wasserdruck von weniger als 3 bar (statischer
Druck), gemessen beim Haupteingang Erdgeschoss, reduziert sich die
Verbrauchsgebiihr um 20 %.

* Fur Bauwasser wird bis 50 m? keine Gebiihr eingezogen. Fiir die obli-
gatorische Montage und Demontage der Wasseruhr hingegen wird eine
Pauschale von Fr. 75.— in Rechnung gestellt. Bei Wasserbezligen ab
50 m® erfolgt eine Verrechnung nach der in der Wassertarif-Verordnung
festgesetzten Verbrauchsgebiihr.

® Bei Einspeisungen im Sinne von Art. 44.5 wird eine Reduktion von
20 % auf der Verbrauchsgebihr gewéhrt. Voraussetzung ist, dass sich
die Wassermessung an der zentralen Einspeisestelle befindet.

Artikel 49

Zur Vorfinanzierung von offentlichen Leitungen und Hydranten kann die
Gemeinde Grundeigentimerbeitrage gemass Art. 111 ff BauG und dem
Dekret Uber die Erhebung von Grundeigentimerbeitragen erheben. Die
Beitrage sind an die Anschlussgebihr anrechenbar.

Artikel 50

! Die einmalige Anschlussgebiihr wird fallig auf den Zeitpunkt des
Wasseranschlusses an die o6ffentliche Leitung. Die Berechnung der
Gebuhr erfolgt vorerst aufgrund der Baugesuchsplane. Nach Vorliegen
der definitiven Erhebung wird eine Schlussabrechnung erstellt.

% Die einmalige Léschgebiihr wird fallig mit der Vollendung der Lésch-
anlagen. Wird ein Geb&ude spater erstellt, so wird der Beitrag mit der
Fertigstellung des Gebaudes fallig. Nachzahlungen sind nach Ab-
schluss der Aus- und Umbauarbeiten fallig.

% Fur Anschliisse, die ohne Bewilligung erstellt worden sind, werden die
reglementarischen Gebuhren im Zeitpunkt ihrer Feststellung durch das
zustandige Gemeindeorgan fallig. Die Gebuhren werden nach dem in
diesem Zeitpunkt gultigen Wasserreglement berechnet.

* Die Beniitzungsgebiihren (Verbrauchsgebiihr und Grundgebiihr) wer-
den jahrlich jeweils am 01. Juli (ordentlicher Ablesetag) fallig und sind
innert 30 Tagen seit Rechnungsstellung zu bezahlen.
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Zahlungsfrist
Verzugszins

Betreibung

Verjahrung

Gebihrenpflichtige
Schuldner

Grundpfandrecht der
Gemeinde

Aufsicht/Leitung

Kommissionen

> Nach Ablauf der Zahlungsfrist von 30 Tagen sind ein zusétzlicher
Verzugszins in der Héhe des vom Regierungsrat flr das Steuerwesen
jahrlich festgelegten Zinssatzes und die Inkassogebuhren geschuldet.

® Ist ein Gebiihrenpflichtiger mit der Zahlung in Verzug, so wird ihm
durch schriftiche Mahnung eine Zahlungsfrist von mindestens 10
Tagen angesetzt. Wenn nach rechtskraftigem Entscheid (Art. 58) eine
Betreibung fruchtlos verlaufen ist, kann der Gemeinderat die Wasser-
sperre verfigen. Dabei darf das lebensnotwendige Wasser nicht ent-
zogen werden.

" Die Anschlussgebiihr und die einmalige Léschgebiihr verjahren zehn
Jahre, die wiederkehrenden Gebihren finf Jahre nach Eintritt der Fal-
ligkeit. Fur die Unterbrechung der Verjahrung sind die Vorschriften des
schweizerischen Obligationenrechtes sinngeméss anwendbar. Die
Verjahrung wird ausserdem durch jede Einforderungshandlung unter-
brochen.

Artikel 51

! Die einmaligen Gebiihren schuldet, wer im Zeitpunkt der Félligkeit Ei-
gentimer bzw. Baurechtsberechtigter der angeschlossenen Liegen-
schaft war. Unter Vorbehalt der bundesrechtlichen Bestimmungen tber
die Zwangsverwertung von Grundsticken schulden (berdies alle
Nacherwerber die im Zeitpunkt ihres Liegenschaftserwerbs noch aus-
stehenden Gebihren, wobei ihnen ein allfdlliges Ruckgriffsrecht
gegenuber ihren Rechtsvorgadngern gewahrt bleibt.

2 Die Beniitzungsgebiihren schulden die jeweiligen Eigentimer bzw.
Baurechtsberechtigten der Liegenschaften am ordentlichen Ablesetag.

Artikel 52

Die Gemeinde geniesst fur ihre allfilligen Gebiuhren- und Beitragsfor-
derungen ein gesetzliches Grundpfandrecht auf den angeschlossenen
Liegenschaften gemass Art. 109, Ziffer 6 EG zum ZGB.

Artikel 53

Die Wasserversorgung steht unter der Aufsicht des Gemeinderates.
Dieser ubertragt die technische und administrative Leitung der Was-
serversorgung der Baukommission, der Untergruppe Tiefbau, der Bau-
verwaltung und dem Brunnenmeister. Der Gemeinderat regelt die Zu-
standigkeit nach Organisationsreglement.

Artikel 54

! Fir Belange der Wasserqualitat entscheidet der Gemeinderat auf An-
trag der Gesundheitskommission.

2 Fir die Belangen des Léschschutzes ist der Kommandant der Feuer-
wehr beizuziehen.
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Sekretariat

Brunnenmeister

Leitungskataster

Unberechtigter
Wasserbezug

Widerhandlungen

Rechtspflege

Artikel 55

Das Sekretariat fur die laufenden Verwaltungsangelegenheiten der
Wasserversorgung und der Untergruppe Tiefbau fihrt die Bauverwal-
tung.

Artikel 56

Zur Aufsicht Gber die Anlagen der Wasserversorgung wahlt der Ge-
meinderat auf Antrag der Untergruppe Tiefbau einen fachkundigen
Brunnenmeister.

Artikel 57

! Die Bauverwaltung hat von allen éffentlichen und privaten Anlagen der
Wasserversorgung (ausser den Hausinstallationen) eine vollstdndige
Plansammlung anzulegen. Die Plane missen der tatsachlichen
Ausfuihrung entsprechen und sind laufend nachzufihren.

? Die Bauverwaltung filhrt auch einen Plan, aus dem die Kategorien der
Ldschschutzanlagen ersichtlich sind.

% Die Unterlagen des Leitungskatasters sind den jeweils neuen, techni-
schen Gegebenheiten (elektronische Datenverarbeitung) anzupassen.

V. STRAF- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 58

Wer ohne Bewilligung Wasser bezieht, schuldet der Wasserversorgung
die entgangenen Gebuhren. Ausserdem bleibt die Bestrafung nach
Artikel 59 und nach eidgendssischem oder kantonalem Recht
vorbehalten.

Artikel 59

! widerhandlungen gegen das Wasserversorgungsreglement sowie die
gestitzt darauf erlassenen Verfiigungen werden mit Busse gemass
Gemeindegesetzgebung bestraft.

2 Vorbehalten bleiben die weiteren kantonalen und eidgenéssischen
Strafbestimmungen.

Artikel 60

! Gegen Verfiigungen der Organe der Wasserversorgung kann unter
Vorbehalt anderer gesetzlicher Regelungen innert 30 Tagen seit Er-
offnung schriftlich Verwaltungsbeschwerde erhoben werden.
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Ubergangs-
bestimmung

Inkrafttreten,
Anpassung

2 Im Ubrigen gelten die Vorschriften des Gesetztes iiber die Verwal-
tungsrechtspflege.

Artikel 61

! Die beim Inkrafttreten dieses Reglements héngigen Verfahren werden
nach bisherigem Recht zu Ende gefuhrt.

2 Fur die Abrechnungsperiode vom 1.7.2003 bis 30.6.2004 werden die
jahrliche Grundgebuhr sowie die Verbrauchsgebihr je m3 Wasserbe-
zug im Sinne von Art. 48 durch den Gemeinderat in einer Verordnung
festgesetzt.

Artikel 62
! Dieses Reglement tritt am 01.07.2003 in Kraft.

2 Mit dem Inkrafttreten werden alle, mit diesem Reglement im Wider-
spruch stehenden friheren Vorschriften aufgehoben. Insbesondere
aufgehoben wird das Wasserversorgungsreglement vom 03.12.2001.

So beraten und angenommen durch die Gemeindeversammlung am 19. Mai 2003.

Auflagezeugnis

Namens der Gemeindeversammlung Muhleberg
Der Gemeindeprasident: Der Gemeindeschreiber:

Jurg Patzen Ernst Schmid

Der unterzeichnete Gemeindeschreiber bescheinigt, dass die offentliche Auflage dieses Re-
glements im Amtsanzeiger vom 17. und 24. April 2003 unter Angabe der Rechtsmittel-
moglichkeit veroffentlicht wurde und wahrend 30 Tagen vor der beschlussfassenden Ver-
sammlung zur Einsichtnahme in der Gemeindeschreiberei Mihleberg offentlich aufgelegt

wurde.

Mihleberg, 23. Juni 2003 Der Gemeindeschreiber:

Ernst Schmid
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Anhang I: Gesetzliche Grundlagen

Das Wasserversorgungsreglement stiitzt sich insbesondere auf folgende Ubergeordnete
Bestimmungen:

Bund

- Bundesgesetz vom 24. Januar 1991 Uber den Schutz der Gewésser (GSchG)

- Eidgendssisches Lebensmittelgesetz vom 9. Oktober 1992 (LMG)

- Verordnung vom 20. November 1991 uber die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung
in Notlagen (VTN)

Kanton

- Wasserversorgungsgesetz vom 11. November 1996 (WVG)

- Baugesetz vom 9. Juni 1985 (BauG)

- Feuerschutz- und Wehrdienstgesetz vom 20. Januar 1994 (FWG)

- Feuerschutz- und Wehrdienstverordnung vom 11. Mai 1994 (FWV)

- EinfOhrungsverordnung vom 21. September 1994 zum Eidg. Lebensmittelgesetz
(EV LMG)

- Gemeindegesetz vom 16. Marz 1998 (GG)

- Gesetz vom 23. Mai 1989 Uber die Verwaltungsrechtspflege (VRPG)

Anhang Il: Tabelle zur Berechnung der Raumeinheiten (RE)
(Artikel 44)

1. Beheizbare Zimmer

1.1 Normale Zimmer

m? RE m? RE
3-5 0.4 24 — 27 1.3
5-7 0.5 27 - 30 1.4
7-9 0.6 30-34 1.5

9-11 0.7 34 -38 1.6
11 -13 0.8 38 — 42 1.7
13 -15 0.9 42 — 46 1.8
15 - 18 1.0 46 — 50 1.9
18 — 21 1.1 50 — 55 2.0
21 -24 1.2 fur je 5 m*werden 0.1 RE

zugerechnet

-18 -



1.2 Dachzimmer abgeschréagt

Grundsatzlich wie normale Zimmer, abziglich 1.5 m Kniewand.

1.3 Hallen, Wohndielen und Vorplatze

Grundsatzlich wie normale Zimmer, abzlglich einer Verkehrsflache von 1.2 m Breite.

2. Kichen

Kochnischen
Normale Kiiche
Wohnklche

3. Badezimmer, Toilette und Sauna

Dusche/WC/Lavabo
Bad/WC
Bad/WC/Lavabo
Lavabo zusétzlich
Dusche, Sitzwanne
WC ohne Lavabo
WC mit Lavabo

Sauna

0.7 RE

1.0RE

1.3RE (max. 21 m? allfallige Zusatzflachen
nach Abs. 1.1)

0.8 RE
0.9 RE
1.0 RE
0.1 RE
0.4 RE
0.2RE
0.3 RE

0.8 RE

4. Veranden, Laubenzimmer, eingefasste Balkone, Wintergarten, Gartenhallen,

Bastelraume etc.

Wenn beheizbar:
Wenn nicht beheizbar:

5. Schwimmbéader

5.1 Hallenbad
5.2 Gartenbad im Freien

6. Nicht belastete Bauteile

wie normale Zimmer nach Abs. 1.1
Y der normalen Zimmer nach Abs. 1.1

0.3 RE pro 10 m® Nutzinhalt
0.2 RE  pro 10 m® Nutzinhalt

Aussensitzplatze, Windfang, Garagen, Velounterstande, Schuppen, Stélle, Voliéren,
Kellerraume, EstrichrGume, Gartenhauser etc.
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7. Gewerbeflache

Umrechnung Gewerbeflache in RE

1. Einbezug gewerbliche Flachen
Es gilt die Summe der gewerblich genutzten, beheizten und unbeheizten Flachen, jedoch
nicht offene Lagerhallen und Unterstande pro Gebaude.

2. Reduktion unbeheizter Rdume
Die Flachen der unbeheizten Raume werden mit dem Faktor 0.3 multipliziert.

3. Umrechnungstabelle
Summe der gewerblich genutzten  Flache m®* RE
Flachen pro Gebaude 8.0-11.0 0.7
11.1-150 0.9
151-18.0 1.0
18.1- 210 1.1
21.1-240 1.2
24.1-270 1.3
27.1-300 14
30.1-34.0 15
34.1-38.0 1.6
38.1-420 1.7
42.1-46.0 1.8
46.1-50.0 1.9
50.1-55.0 2.0

je weitere 5 m? werden 0.1 RE bis zu einer Flache von 100 m? zugerechnet.
100 m? = 2.9RE

je weitere 5 m? werden 0.05 RE zu einer Flache von 500 m? zugerechnet
500 m? = 6.9 RE

je weitere 5 m2 werden 0.02 RE zu einer Flache von 2'000 m2 zugerechnet
2'000 m? = 12.9 RE

je weitere 5 m? werden 0.02 RE zu einer Flache von 2'000 m?zugerechnet
10'000 m? = 32.9RE
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Beispiele:

1) Gewerbeflache 45 m2 beheizt x 1,0 45 m2
120 m2 unbeheizt x 0,3 36 m2

Total anrechenbare Flache 81 m2
55 m2 2,00 RE
26 m2 26
5 x0,1 052RE
Total RE 81 m2 2,52 RE
2) Gewerbeflache 1000 m2 beheizt x 1,0 1000 m2
3330 m2 unbeheizt x 0,3 999 m2
Total anrechenbare Flache 1999 m2
500 m2 6,900 RE

1499 m2 1'499
5 x0,02 5,996 RE

Total RE 1999 m2 12,896 RE
3) Wohnung RE nach Schatzungsprotokoll ... RE
Gewerbeflache 310 m2 beheizt x 1,0 310 m2
50 m2 unbeheizt x 0,3 15 m2
100 m2 offener Unterstand 0m2
Total anrechenbare Flache 325 m2
100 m2 2,90 RE
225m2 225
5 x0,05 225RE
Total RE Gewerbe 325 m2 5,15 RE 5,15 RE
Total Gebaude RE

-21-



	Allgemeines
	Verhältnis Wasserversorgung und Wasserbezüger
	Anlagen zur Wasserverteilung
	Finanzielles
	Straf- und Schlussbestimmungen
	Anhang I: Gesetzliche Grundlagen
	Anhang II: Berechnung der RE

